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Formbedürftigkeit von Gefährdungsmeldungen und Geheimnisschutz
Sachverhalt

Wir bitten Sie um folgenden rechtlichen Rat: 
a) Können wir als Vormundschaftsbehörde auf eine schriftliche Gefährdungsmeldung bestehen, oder müssen wir uns mit einer mündlichen zufrieden geben ?

b) Dürfen wir der betroffenen Person Auskunft darüber erteilen, von wem die Gefährdungsmeldung eingereicht wurde? 

c) Kann eine Amtstelle (z.B. Betreibungsamt) eine Gefährdungsmeldung einreichen und darauf bestehen, dass diese anonym und  vertraulich behandelt wird ?

Erwägungen

1. zu a) Können wir als Vormundschaftsbehörde auf eine schriftliche Gefährdungsmeldung bestehen, oder müssen wir uns mit einer mündlichen zufrieden geben ?

Im materiellen Kindes- und Erwachsenenschutzrecht findet sich auf diese Frage keine Antwort. Die Vormundschaftsbehörde hat einzuschreiten, sobald sie von einem Zustand Kenntnis erhält, bei dem sie annehmen muss, einer Person könne nur über ein behördliches Einschreiten der nötige Schutz garantiert werden (vgl. beispielsweise Art. 307 oder 309 ZGB). Andererseits verpflichten zwar die Art. 368 Abs. 2, 369 Abs. 2 und 371 Abs. 2 ZGB sowie Art. 358bis StGB verschiedene Verwaltungsbehörden und Gerichte, Anzeige zu erstatten, über die Form schweigt sich das Gesetz aber aus.

Es ist deshalb auf das massgebliche kantonale Verfahrensrecht zurückzugreifen (Art. 314 und 373 ZGB). Ob die 26 Verfahrensordnungen der Kantone die Frage der Form einer Gefährdungsmeldung beantworten, muss bezweifelt werden. Im hier zur Diskussion stehenden Kanton Luzern sieht § 32 EG ZGB LU bezüglich des Kindesschutzes unter dem Titel Mitteilungen und Auskünfte vor:
1 Behördenmitglieder, Angestellte der Gemeinwesen, Lehrpersonen und Personen der Schuldienste, die in Ausübung ihres Berufs Kenntnis von einem Fall erhalten, der das Einschreiten einer vormundschaftlichen Behörde rechtfertigt, sind zur Mitteilung und zur Auskunft verpflichtet.

2 Ärztinnen und Ärzte sind zu entsprechenden Mitteilungen und Auskünften berechtigt.
Auch in Bezug auf das Erwachsenenvormundschaftsrecht fehlen Hinweise auf die Form der Anzeige oder Mitteilung (§ 43 EG ZGB LU).  

Als Leitlinie können folgende Regeln ins Auge gefasst werden, welche allerdings je situationsbedingt flexibel zu handhaben sind:
a) Personen, welche ein Gesuch um Errichtung einer Massnahme stellen, können dieses mündlich deponieren und werden zu Protokoll genommen, wenn Ihnen aufgrund ihres Schwächezustandes eine schriftliche Eingabe nicht zumutbar oder möglich ist (z.B. Betagte, Behinderte, Gebrechliche, der Sprache Unkundige).
b) Personen, welche für Angehörige ein Gesuch stellen, haben soweit zumutbar die nötigen Informationen schriftlich zu liefern. In dringenden Fällen muss eine mündliche Anzeige eines Gefährdungstatbestandes genügen.

c) Drittpersonen, welche eine Gefährdung anzeigen, müssen der Vormundschaftsbehörde beziehungsweise deren Abklärungsorganen alle nötigen Informationen liefern, welche die Beurteilung zulassen, ob es sich um eine Gefährdungssituation handle (Glaubwürdigkeitsprüfung). In der Regel wird keine schriftliche Eingabe verlangt werden können.
d) Behörden, welchen ein Gefährdungstatbestand bekannt ist, haben diesen schriftlich unter Angaben der erforderlichen Personendaten und Sachinformationen der Vormundschaftsbehörde mitzuteilen. Die Form dieser Amtshilfe ergibt sich – wenn sich im kantonalen Recht keine ausdrückliche Vorschrift finden lässt – aus dem Grundsatz der Rechtmässigkeit, der Transparenz und Effizienz des Verwaltungshandelns (siehe dazu insbesondere A. Wermelinger, Informationelle Amtshilfe: Verunmöglicht Datenschutz eine effiziente Leistungserbringung durch den Staat? Analyse des eidgenössischen und des luzernischen Rechts, in: ZBl Nr. 4/2004 S. 173 ff.).

e) Fachstellen, welche eine Person als gefährdet melden, darf ebenfalls eine schriftliche Eingabe mit allen nötigen Informationen zugemutet werden.
Wenn sich beispielsweise ein Betreibungsamt damit begnügen würde, der Vormundschaftsbehörde mittels telefonischem Anruf die Schutzbedürftigkeit eines Schuldners zu melden, und sich weigert, weitere schriftliche Informationen zu liefern, müsste die Vormundschaftsbehörde nach Eröffnung des vormundschaftlichen Verfahrens beim Betreibungsamt mittels Beweisverfügung einen Amtsbericht einholen. Damit führt die Weigerung des Betreibungsamtes (als Beispiel) nur dazu, dass unnötig Zeit und personeller Aufwand verloren geht. Andererseits ist die Vormundschaftsbehörde natürlich verpflichtet, zu handeln, wenn Handlungsbedarf besteht, und zwar auch unbesehen eines allfällig fehlerhaften und unprofessionellen Verhaltens einer andern Behörde oder Fachstelle. Wenn es sich nicht um einmalige Episoden handelt, empfiehlt sich auf Führungsstufe eine Regelung über den Umgang und Datenaustausch zwischen der Vormundschaftsbehörde und diesen Stellen.


2. Dürfen wir der betroffenen Person Auskunft darüber erteilen, von wem die Gefährdungsmeldung eingereicht wurde?
Wenn die Gefährdungsmeldung von einer Amtsstelle deponiert wurde, besteht kein Anlass für Anonymität, im Gegenteil gebieten das Amtsgeheimnis und der Datenschutz (§ 9 DSG LU), dass Amtsstellen, welche Informationen weiterleiten, dies auf transparente Weise tun und die gesetzliche Legitimation zu diesem Datentransfer nachweisen (z.B. § 32 EG ZGB LU oder Art. 369 Abs. 2 ZGB).

Demgegenüber dürfen Privatpersonen, welche eine Gefährdungsmeldung machen, den Betroffenen gegenüber anonym gehalten werden, sofern sie mit Repressalien rechnen müssen (BGE 103 Ia 493; ZBl 79/1978 S. 401; BVR 1992 S. 86 ff.; Kölz, Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kt. Zürich, N 30 zu § 8; Merkli/Aeschlimann/Herzog, Kommentar zum Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege im Kanton Bern, N5 zu Art. 23; ZVW 1998 Heft 2/3 Rechtsprechung Nr. 5 S. 114 E. III.2). 

Weil den Betroffenen auch bei Verzicht auf die Offenbarung des Namens von Anzeigenden der Inhalt von Meldungen bekannt zu geben ist, sofern damit eine behördliche Intervention begründet wird, kann nicht immer vermieden werden, dass gestützt darauf Rückschlüsse auf Meldende gezogen werden können.

3. Kann eine Amtstelle (z.B. Betreibungsamt) eine Gefährdungsmeldung einreichen und darauf bestehen, dass diese anonym und  vertraulich behandelt wird ?
Gestützt auf das Obgesagte: Nein.  Entweder entspricht die Meldung einer Amtspflicht oder  wenigstens einem gesetzlichen Recht, dann besteht für die Geheimhaltung kein Anlass, oder das Betreibungsamt verletzt sein Amtsgeheimnis, dann kann sich die Vormundschaftsbehörde nicht durch Verwendung „versteckter Ermittler“ zum Komplizen machen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2. August 2005
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